
Die Nachricht: Schweizer Neo-
nazis sind enger mit dem
Umfeld der Zwickauer Terror-
zelle verhängt, als die Behör-
den wahrhaben wollen.

Der Kommentar: Der Direktor des Nachrichtendiens-
tes übte sich im Pirouettendrehen. Als Markus Sei-
ler am letzten Sonntagabend vor die «Tagesschau»-
Kamera stand, sendete er widersprüchliche Signale
aus. Eine «direkte Bedrohung für die Schweiz» kön-
ne zwar nicht festgestellt werden, aber: «Wir kön-
nen nicht ganz ausschliessen, dass radikalisierte
Einzeltäter oder kleinere Gruppierungen plötzlich
etwas planen oder durchführen.»

Der TV-Auftritt war als Beruhigungspille nach den
Enthüllungen der Sonntagspresse über die Verbin-
dungen zwischen Schweizer und deutschen Neo-
nazis gedacht. Doch es blieb beim Versuch. Seiler
hinterliess mehr Fragen als Antworten, getreu der
Floskel: «Nichts Genaues weiss man nicht.» Ein Bei-
spiel: Woher will der Geheimdienstchef wissen,
dass die Rechtsextremen keine Gefahr sind, wenn
er sich gleichzeitig beklagt, zu wenig Mittel für
deren Überwachung zu haben?

Diese Logik geht nicht auf. Den Sicherheitsbehör-
den aber vorzuwerfen, auf dem rechten Auge blind
zu sein, ist populistisch. Genauso, wenn die «Welt-
woche» die «künstliche Panik vor dem Rechtsextre-
mismus» geisselt und verharmlosend von einer
«überschätzten Gefahr» schreibt.

Ein klarer Blick auf die Faktenlage tut in solchen
Fällen gut: Ein Schweizer Neonazi namens Mario
Friso tummelte sich im direkten Umfeld der Unter-
stützer für das Mörder-Trio. Das macht ihn noch
nicht zum Beteiligten oder Mitwisser, aber mögli-
cherweise zum wichtigen Zeugen über die braunen
Kontakte zwischen Spiez und Zwickau.

Doch vermutlich wissen Szenekenner wie der enga-
gierte Aargauer Heinz Kaiser, der gerne mal belä-
chelt wird, mehr über Friso und Co. als die Nach-
richtendienstleute in Bern. Bis gestern wurden je-
denfalls weder Kaiser noch Friso von den Schweizer
Behörden kontaktiert. Warum eigentlich nicht?

Neonazis endlich
befragen

sandro.brotz@sonntagonline.ch
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VON SANDRO BROTZ

Die Nachricht: Die EU will die
Schweiz einmal mehr an den
Verhandlungstisch zwingen.
Diesmal geht es um die Hol-
dingbesteuerung, die aus ihrer
Sicht eine schädliche Steuer-
  praxis darstellt.

Der Kommentar: : Im Kampf um Steuermilliarden
schaltete die Europäische Union diese Woche einen
Gang höher. Sie verlangt von der Schweiz ultimativ
Gespräche über «schädliche Steuerpraktiken».
Vordergründig geht es um die unterschiedliche
Besteuerung von in- und ausländischen Holdings
in der Schweiz.

Doch im Kern ist die jüngste Demarche ein Angriff
auf die Steuerhoheit der Kantone. Denn wenn die
Schweiz den Verhaltenskodex der EU zur Unterneh-
mensbesteuerung übernehmen würde, ist es mit
der Selbstbestimmung der Kantone vorbei. Dagegen
muss sich die Schweiz wehren. Die Kantone sollen
selber über die angemessene Holding-Besteuerung
entscheiden dürfen.

Doch José Manuel Barroso, der Präsident der EU-
Kommission, will diese Selbstbestimmung schlei-
fen. Gleiches will er übrigens mit seiner Forderung
nach «Eurobonds» erzwingen. Gemeinsame Staats-
anleihen bewirken eine beispiellose Vergemein-
schaftung von Staatsschulden.

Damit irrt Barroso. Selbst in der Schweiz muss jeder
Kanton einzeln auf dem Kapitalmarkt Geld besor-
gen. Unsere «Eurobonds», die «Eidgenossen», finan-
zieren den Bund und nicht die Kantone. Die deut-
sche Kanzlerin Angela Merkel wehrt sich zu Recht
für mehr Selbstbestimmung. Es ist zu hoffen, dass
das auch die Schweizer Bundesräte tun werden.

beat.schmid@sonntagonline.ch

EU-Angriff auf
die Schweiz
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VON BEAT SCHMID

Die Zusammensetzung des neuen
Nationalrates entspricht alles an-
dere als den Stimmenverhältnis-
sen, das liegt am Wahlsystem. Ge-
mäss unserer Simulation sind erst-
mals jene Parteien, die von einem
solchen Systemwechsel profitieren
würden, in der Mehrheit.

Parteien dürfen die Regeln der Po-
litik, nach denen sie spielen, selber
bestimmen. Dabei achten sie oft-
mals auf ihre eigenen Interessen,
insbesondere dort, wo sie einen
grossen Effekt erzielen können,
beim Wahlsystem. Der Nationalrat
hat bislang Vorstösse zur Wahl-
reform stets abgelehnt, denn der
heute geltende Nationalratspro-
porz kommt den Grossen zugute.

Doch die diesjährigen Wahlen
könnten einiges in Bewegung brin-
gen. Erstmals ist eine Mehrheit für
eine grundlegende Wahlreform in
Sichtweite. «Doppelter Pukels-
heim» heisst das neue Wahlsystem
im Volksmund, das nach Zürich,
Aargau und Schaffhausen, dem-
nächst auf Geheiss des Bundesge-
richts auch in kantonalen Wahlen
in Zug und Nidwalden angewandt
werden dürfte. Beim doppelt-pro-
portionalen Wahlrecht nach Fried-
rich Pukelsheim** werden die Sitze
proportional nach der national
(bei kantonalen Wahlen kantonal)
erzielten Stimmenzahl zugeteilt,
ohne Verzerrungen.

Wir haben die neue Sitzverteilung
simuliert, davon ausgehend, dass
ähnlich wie bereits im Kanton Zü-
rich eine 5%-Hürde (in mindestens
einem Wahlkreis) kleine Parteien
am Einzug ins Parlament hindern
würde. Besonders davon profitie-
ren würden die Grünen, FDP, BDP
und SVP, mit 3 respektive 2 Sitzge-
winnen, gefolgt von PdA und Soli-
darités mit jeweils einem Sitzge-
winn, gegenüber der realen Sitz-
verteilung im Nationalrat.

Grosse Verliererin ist die SP mit 7
Sitzverlusten. Das hängt sehr stark
auch damit zusammen, inwieweit
die Parteien bei den Wahlen von
Listenverbindungen profitieren
konnten. GLP, SP und CVP gehör-
ten zu den Gewinnerinnen, wäh-
renddem die SVP nicht weniger als
acht Mandate wegen fehlender Lis-

tenverbindungen verloren hat. Lis-
tenverbindungen wären beim «Pu-
kelsheim» nicht mehr relevant.

Am meisten würde sich aber für
die Wählerinnen und Wähler in
den Kleinkantonen ändern, wo
nur wenige Sitze zu vergeben sind.
Sie haben heute in den National-
ratswahlen eine sehr beschränkte
Auswahl an Kandidaten. So ist es
in Uri, wo die stärksten Parteien in
den letzten kantonalen Wahlen –
CVP und SVP (jeweils über 30% der
Stimmen) – gar nicht zu den Natio-
nalratswahlen angetreten sind,
und das Feld der FDP überlassen
haben. Würden die Stimmen na-
tional verrechnet, ist anzuneh-
men, dass alle im Kanton relevan-
ten Parteien Kandidaten aufstellen
würden, die zum nationalen Wahl-
resultat beitragen könnten. Dem-
entsprechend basiert unsere Simu-
lation in den Kleinkantonen (1 bis
3 Sitze) auf den Parteienstärken in
den letzten kantonalen Wahlen.
Daher rechnet unsere Simulation
auch der CVP als grösster Urner
Partei den Nationalratssitz zu.

In manchen Fällen ist die resultie-
rende Sitzverteilung unter dem

«Doppelten Pukelsheim» besser
nachvollziehbar als die reale Sitz-
verteilung. Demnach würden bei-
spielsweise die Grünen in Basel-
Stadt (13,4% der Stimmen) einen
Sitz gewinnen, währenddem die
CVP (6,5%) leer ausginge. In Grau-
bünden und Thurgau erhielte die
GLP (11,9% resp. 11,2%) ihre Sitze
zurück, anstelle der GLP (8,3% resp.
7,0%). In anderen Fällen würden
kleine Parteien besser abschnei-
den; so beispielsweise in Genf, wo
die linke Solidarités (mit 5,2% der
Stimmen) einen der drei SP-Sitze
(19,1%) übernehmen würde.

Bisher haben sich die grossen bür-
gerlichen Parteien gegen einen
Systemwechsel bei den National-
ratswahlen ausgesprochen. Doch
nach den jüngsten Wahlen könn-
ten sich im Nationalrat wie im
Ständerat neue Mehrheiten erge-
ben. Wichtig sind dabei vor allem
FDP und CVP. Die FDP wäre wie-
derholt als Gewinnerin des «Dop-
pelten Pukelsheims» aus dem Ren-
nen gegangen; die CVP hätte zwar
einen Sitz verloren (27 statt 28). Da-
bei standen aber das Proporzglück
und die Listenverbindungen heuer
klar auf Seite der CVP. Zwar rich-

ten sich die Fronten nicht immer
nach dem Lager der Verlierer und
der Gewinner. In den Kantonen
stemmt sich die SVP konsequent
gegen doppelt-proportionale Wahl-
systeme, auch dort, wo sie davon
profitieren könnte.

Lieber würde die SVP Listenverbin-
dungen abschaffen, die sie in den
aktuellen Wahlen nicht weniger
als acht Sitze gekostet haben. Dem-
gegenüber gehört die SP – noch
vom Landesstreik 1918 her eine
konsequente Befürworterin des
Proporzes – in der Regel auch dort
zu den Befürwortern entsprechen-
der Wahlreform, wo sie davon ver-
liert. Würden sich SP, FDP und CVP
für ein neues Wahlrecht ausspre-
chen, ergäbe sich eine solide Mehr-
heit in beiden Kammern. Dazu
kommen die Stimmen der kleinen
Parteien, die Feuer und Flamme
sind für den «Doppelten Pukels-
heim». Ausgerechnet für die EVP –
eine der prononciertesten Befür-
worterinnen des «Pukelsheims» –
könnte eine 5%-Hürde indes das
Aus bedeuten.

Massgebend für die Entscheidung
über das Wahlsystem dürfte
schliesslich das Verhalten von FDP
und CVP sein. Nach der derzeiti-
gen Erleichterung über die nur ge-
ringen Sitzverluste in den Wahlen
sind derzeit die Ideen zum System-
wechsel sicherlich noch verfrüht.
In Kürze werden sich aber auch
diese Parteien Überlegungen über
die Wahlen 2015 machen. Ange-
sichts der langsamen Erosion der
Wählerbasis dürften die beiden
Parteien dabei aber berücksichti-
gen, dass ihre Listenverbindungen
und Proporzglück nicht immer
auf ihrer Seite stehen werden.

* Daniel Bochsler (Assistenzprofes-
sor) und Claudia Alpiger arbeiten
für das Zentrum für Demokratie
Aarau, www.zdaarau.ch

** Die Wahlformel des Augsburger
Statistikers Friedrich Pukelsheim und
des Pariser Mathematikers Michel
Balinski verteilt die Sitze mit mathe-
matischer Präzision genau nach den
Regeln der Proportionalität auf die
Parteien, entsprechend der Stimmen,
die die Parteien landesweit erhalten
haben.

Zeit für ein neues Wahlsystem
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■ GASTBEITRAG VON DANIEL BOCHSLER UND CLAUDIA ALPIGER*
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NEUES WAHLVERFAHREN: WELCHE PARTEI PROFITIERT, WELCHE VERLIERT?

Sitzverteilung nach doppelt-
proportionalem Wahlver-

fahren mit 5%-Hürde

Rot: Sitzverluste; Grün: 
Sitzgewinne, gegenüber der 
realen Sitzverteilung.

In Kleinkantonen (1-3 Sitze) 
basiert die Simulation auf 
Resultaten kantonaler Wahlen.

Silvan Wegmann zur Woche: Angela Merkel rächt sich für Nicolas Sarkozys Eurobonds-Kurs.
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